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Unterrichtung 
durch das Europäische Parlament 

Legislative Entschließung mit der Stellungnahme des Europäischen Parlaments 
zu dem Vorschlag der Kommission an den Rat für eine Richtlinie zur Änderung 
von Anhang ll der Richtlinie 86/280/EWG betre ffend Grenzwerte und Qualitätsziele 
für die Ableitung bestimmter gefährlicher Stoffe im Sinne der Liste I des Anhangs 
zur Richtlinie 76/464/EWG 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT - 

- in Kenntnis des Vorschlags der Kommission an den Rat 1 ), 

—vom Rat gemäß Artikel 130 des EWG-Vertrags konsultiert 
(Dok. C2-167/88), 

—in der Auffassung, daß die vorgeschlagene Rechtsgrundlage 
angemessen ist, 

—in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Umweltfragen, 
Volksgesundheit und Verbraucherschutz (Dok. A2-411/88) — 

1. billigt den Vorschlag der Kommission vorbehaltlich der von 
ihm vorgenommenen Änderungen entsprechend dem diesbe-
züglichen Abstimmungsergebnis; 

2. fordert den Rat auf, es zu unterrichten, falls er beabsichtigt, von 
dem vom Parlament gebilligten Text abzuweichen; 

3. fordert den Rat auf, es erneut anzuhören, falls er beabsichtigt, 
den Vorschlag der Kommission entscheidend zu ändern; 

4. beauftragt seinen Präsidenten, diese Stellungnahme dem Rat 
und der Kommission sowie zur Information den Parlamenten 
der Mitgliedstaaten zu übermitteln. 

1 ) ABl. Nr. C 253 vom 29. September 1988 

Zugeleitet mit Schreiben des Generalsekretärs des Europäischen Parlaments — 10016 — vom 6. April 1989. 
Das Europäische Parlament hat die Legislative Entschließung in der Sitzung vom 17. März 1989 angenommen. 
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Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung von Anhang Il der Richtlinie 
86/280/EWG betreffend Grenzwerte und Qualitätsziele für die Ableitung bestimmter 
gefährlicher Stoffe im Sinne der Liste I des Anhangs zur Richtlinie 76/464/EWG 

VON DER KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN VORGESCHLAGENER TEXT * ) 

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften in Kraft, um dieser Richt-
linie bis spätestens 1. Januar 1990 nachzukommen. Sie 
setzen die Kommission davon unverzüglich in Kennt-
nis. 

*) ABl. Nr. C 253 vom 29. September 1988 

VOM EUROPÄISCHEN PARLAMENT 
GEÄNDERTER TEXT 

(Änderungsantrag Nr. 1) 

Artikel 2 Abs. 1 

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Rechts-
und Verwaltungsvorschriften in Kraft, um dieser Richt-
linie bis spätestens 1. Januar 1991 nachzukommen. Sie 
setzen die Kommission davon unverzüglich in Kennt-
nis. 


